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Zulässigkeit der Ablagerung von asbesthaltigem Straßenaufbruch auf

Deponien der Klasse I und II

Mit Bericht vom 02.05.2011 bitten Sie um Klärung, inwiefern nach der Deponieverord-

nung (DepV) eine Ablagerung von „asbesthaltigen kohlenteerhaltigen Bitumengemi-

schen“ auf Deponien der Klasse I und II zulässig ist. Zur Ablagerung von asbesthaltigem

Straßenaufbruch auf Deponien der Klasse I und II teile ich Ihnen Folgendes mit:

Aufgrund geänderter Vorschriften in Bezug auf den Arbeitsschutz treten seit einiger Zeit

die von Ihnen genannten Fälle auf, bei denen in Straßenaufbruch aufgrund der im Vor-

feld von Fräsarbeiten geforderten Untersuchungen Gehalte an Asbest festgestellt worden

sind. Die betreffenden Asbestgehalte stammen ganz überwiegend aus dem im Asphalt

als Füll- und Zuschlagstoff enthaltenen natürlichen Hartgestein. Nur ausnahmsweise lie-

gen Fälle zugrunde, bei denen in früheren Jahren dem Asphalt auch absichtlich Asbest-

fasern zur Qualitätsverbesserung für bestimmte Einsatzbereiche zugesetzt wurden. Der

asbesthaltige Straßenaufbruch kann im Übrigen aufgrund des Bindemittels bitumen- oder

kohlenteerhaltig sein.
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In Bezug auf die Beseitigung dieser Abfälle auf Deponien der Klasse I und II bitte ich wie

folgt vorzugehen:

Soweit der Asbestgehalt im Straßenaufbruch den chemikalienrechtlich begründeten

Grenzwert von 0,1 Massen-% überschreitet, liegt unabhängig von der sonstigen Bela-

stung ein gefährlicher Abfall im Sinne der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) vor, da

das für die Einstufung maßgebliche Merkmal nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nr. 9 AVV damit

erfüllt ist. Der Abfall ist dann dem Abfallschlüssel 17 06 05* („asbesthaltige Baustoffe“)

zuzuordnen und als asbesthaltiger Abfall im Sinne der DepV anzusehen. In diesen Fällen

ist nach § 6 Absatz 3 Satz 3 DepV die Beseitigung auf einer Deponie der Klasse I oder II

nur mit der Maßgabe zulässig, dass die Ablagerung in einem gesonderten Teilabschnitt

eines Deponieabschnittes oder in einem eigenen Deponieabschnitt erfolgt. Im Übrigen

haben die asbesthaltigen Abfälle die Zuordnungskriterien nach Anhang 3 Nr. 2 DepV für

die jeweilige Deponieklasse einzuhalten.

Für die Gehalte an Polycyclischen Aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK) der von

Ihnen nachgefragten kohlenteerhaltigen (pechhaltigen) Straßenaufbrüche gelten die von

mir nach Anhang 3 Nr. 2 Satz 8 DepV festgelegten Zuordnungskriterien gemäß meines

Erlasses vom 09.06.2009, Az. 36-62800/14, betreffend die Ablagerung von gefährlichen

Abfällen auf Siedlungsabfalldeponien der Klasse I und II (siehe hierzu Tabelle 2 im vor-

genannten Erlass). Soweit die Ablagerung auf einem Monopolder nach den Vorgaben der

Tabelle 2 Fußnote 1 Satz 2 des vorgenannten Erlasses erfolgt, sehe ich damit auch die

Anforderung der getrennten Ablagerung im Sinne des § 6 Absatz 3 Satz 3 DepV als

erfüllt an.

Wird der oben genannte Grenzwert von 0,1 Masse-% unterschritten, kann die Beseiti-

gung auch außerhalb der gesonderten Abschnitte nach § 6 Absatz 3 Satz 3 DepV erfol-

gen. In jedem Fall ist in Bezug auf die Asbestgehalte die Einhaltung der Vorgaben des

Arbeitsschutzes durch den Deponiebetreiber sicherzustellen.

Bezüglich der Methodik zur Ermittlung des Asbestfasergehaltes bitte ich bis auf Weiteres

für abfallbezogene Fragestellungen die Definition und die Messverfahren entsprechend

der Vorgaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zugrunde zu legen.

Im Auftrage

Weyer


